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Schreiben vom 28. | | .l996lD6lDl95 an das Amtseericht in Frankenbers/Eder

Sehr geehrte Damen und Herren.
sehr geehrter Herr Ernst,

in der Anlage übersende ich lhnen den vorerwähnten Schriftsatz in Kopie, der Bestandteil der rlffentlich
zugänglichen Handelsregisterakten HRB 1321320 des Amtsgericht Marburg/Lahn ist.

Auf der Seite drei, dem Absatz drei legen Sie ein Zeugnis darüber ab, dass Sie dem Gericht behilflich
bei der Suche einer Handhabe gegen die Geschäftsführerin sein wollen. lhr Zeugnis belegt darüber
hinaus, dass das Zivilgericht bzw. ein Verfahrensleiter Handlungen bereits durchgeliihrt hat, welche der
Überprufung analog dern deutschen Richtergesetz unterliegen. Ihre schriftliche Aussage, dass Sie dem
Gericht eine neue Handhabe vielleicht zu bieten haben, belegt zweifelsfrei, dass das
Zivilgericht/Richter zu diesem Zeitpunkt ,28.11.1996 bereits verfassungsrechtlich bedenkliche
Aktivitäten gegen meine Person entwickelt hat.

Offenkundig haben Sie sich schuldig gemacht, in dem Sie sich den strafrechtlich relevanten Aktivitäten
eines Justizbeamten angeschlossen haben. Sie haben es nicht nur unterlassen eine dienstrechtliche
Überprufung der Vorgehensweise der Zivilrichter am hiesigen Amtsgericht von Amts wegen überprüfen
zu lassen, sondern Sie haben den offensichtlichen Missbrauch der richterlichen Gewalt mit Ihren
Ausführung lt.dem Schriftsatz vom 28. | | J996 ab der Seite 3, dem Absatz 4 wissentlich gefördert.

Die Solidarität lhrer Frankenberger Anwaltskollegen und die der Justizbehörden bezüglich des, von
Ihnen dem Gericht seinerzeit angedienten Gutachten dürfte sich heute auf den Hinweis beschränken,
dass es sich um lhr Geschäftspapier und lhre Ausführungen handelt und dass lhre Vorgehensweise ftir
einen freiberuflich tätigen Anwalt besonders verwerflich ist.

Zum damaligen Zeitpunkt war ich die einzige Zeugin in einem Verfahren wegen eines Verwahrungs-
bruch bei der hiesigen Staatsanwaltschaft Marburg/Lahn, und neben meiner Aussage war aufgrund der
vorhandenen Dokumente zweifelfrei dieser Missstand bei der Behörde zu beweisen. Mein Vortrag
dieses Sachverhaltes nebst den Unterlagen in Kopie bei dem zuständigen hessischen Ministerium hat
seinerzeit weitere Kreise nach sich gezogen, die letztendlich zu den vorerwähnten Aktivitäten einer
Behörde gegen meine Person ftihrten. hier eine Handhabe als Repressalie zu suchen, mit dem Ziel
meine Bereitschaft zur Aussage zu brechen.

Die bisherige Aktenlage deutet darauf hin, dass Sie in Kenntnis des Sachverhaltes sich an den
rechtswidrigen Aktionen der Justiz gegen meine Person beteiligt haben, Sie selbst legen ein
entsprechendes Zeugnis laut lhrem Schriftsatz vom 28. | 1.08 Seite 3, Absatz 3 ab.

Ebenfalls gibt es Hinweise darauf, dass lhr Name und lhre berufliche Stellung von Amts wegen dazu
missbraucht worden ist, um eine anderweitige Erkenntnis über meine Person zu den Gerichtsakten zu



erhalten. Hierbei scheint offensichtlich der Wahrheitsgehalt des Vortrages z.B. das von Ihnen seinerzeit
dem Gericht angediente Gutachten ftr den jeweiligen Verfahrensleiter in der Belanglosigkeit zu
verschwinden. Sowohl die damals in der Handelsregistersache aktiven Frankenberger Anwaltskollegen,
als auch das Gericht haben von Anfang an davon Kenntnis gehabt, dass lhr Gutachten eine Farce ist.

Es ist zweifelsliei zu belegen, dass dem damaligen erkennenden Richtern in der Handelsregistersache
folgender Sachverhalt bekannt war:
Die von lhnen zu begutachtende Firma hat eine l/3 Firmenbeteiligung an einem Joint-Venture, welches
beim Registergericht in Frankenberg geftihrt wird.
Die von lhnen zu begutachtende Firma besitzt ein Grundstück, das Grundbuch wird vom AG verwaltet.
Im August 1996 ist ein Richter am AG Frankenberg/Eder von unserem damaligen Firmenanwalt Herrn
Rae Mitze aufgrund von Geschäftsunterlagen eingehend über ausländische Firmenbeteiligung und
aktive Handelsverträge mit dem Ausland der von lhnen zu begutachtenden Firma in Kenntnis gesetzt
worden. Mit großer Wahrscheinlichkeit ist in diesem Zusammenhang auch die l/25 Gesellschafteranteil
an der Eural-Firmengruppe GmbH in Burgdorf bei Hannover zur Sprache gekommen.
Das Gericht hatte ferner Kenntnis davon, dass Herr Kurt Stöhr seit 1995 kein stiller Gesellschafter der
von lhnen zu begutachtenden Firma ist. Ebenfalls Kenntnis von diesem Sachverhalt hatten die Anwälte
Floren und Mitze.
Das Gericht hatte ferner Kenntnis davon, dass Herr Kurt Stöhr aufgrund eines Beschluss des
Arbeitsgericht Marburg/Lahn in keiner Weise ftr die von Ihnen zu begutachtende Finna tätig werden
darf. Mit anderen Worten, Herr Stöhr war nicht in der Lage lhnen irgendwelche Auskünfte zu erteilen,
denn diesem war seit mindestens elf Monaten der Einblick in die Geschäftspapiere verwehrt. Dieser
Sachverhalt ist seinerzeit auch den Anwälten Floren und Mitze bekannt.

-l-
Deram 14. April 1997 in der Handelsregistersache folgende Beschluss erwächst nicht in der
Rechtsfolge die von lhnen begutachtete Firma sei vermögenslos, sondern Herr Rae Mitze wird als
Notgeschäftsführer bestellt um die GmbH wissentlich in die Vermögenslosigkeit zu führen. Tatsächlich
wird auch von Herrn Mitze ohne wirtschaftliche Erfordernisse ausweislich der Gerichtsakten
Fitmenvermögen der CmbH veräußert. Dieser Sachverhalt entspricht meinen voran gegangenen
Ausführungen bezüglich den Vermögenswerten der seinerzeit von lhnen zu begutachtenden GmbH.

-2-
Die von Amts wegen angeordnete Notgeschäftsftihrung wird unter anderem mit dem Hinweis auf Ihre
Ausführungen der Seite 3 ab dem Absatz 4 des Anschreiben vom 28.1 I .1996 lD1lDl95 mit begründet.
Nur der Form halber möchte ich an dieser Stelle erwähnen, dass ich lhnen Kopien von der Bevorratung
mit Heizöl im damaligen Zeitraum zur Verftigung stellen kann und auch dem Gericht seinerzeit diese
Dokumente bekannt waren.

An dieser Stelle möchte ich noch auf folgenden Sachverhalt hinweisen: Von Amts wegen sind Sie als
Gutachter möglicherweise ganz bewusst in die lrre geführt worden, denn es gibt den begründeten
Verdacht, dass Ihnen nicht die vollständigen Handelsregisterakten der, von Ihnen zu begutachteten
Firma zur Verfügung gestellt worden sind. Sie konnten seinerzeit zu den geschäftlichen Aktivitäten der
von lhnen zu begutachtenden Firma unabhängig von mir die allein verfügungsberechtigte Prokuristin
der GmbH um Auskunft bitten. Die Urkunde der Prokura Nr. 45196 des Notar Degen befindet sich bei
den Akten und ist sofort von lhnen als dieselbe erkennbar, Ihr Schriftsatz vom 28.ll.1996 enthält
dagegen keinen Hinweis auf diese Handlungsvollmacht. Im übrigen steht diese Handlungsvollmacht der
am 14.4.97 Amts wegig angeordneten Notgeschäftsfi.ihrung im Wege, so dass Sie auch bezüglich dieser
ausgesprochen Rechtsfolge erkennen können, wie weit der Verfahrensleiter den ihm vom Gesetzeeber
zugestanden Handlungsspielraum verlassen hat.

Sofern Sie sich an der zweifelsfrei durch lhr eigenes Zeugnis belegten Suche einer Repressalie gegen
meine Person mit schuldig gemacht haben und sich nun zur Wehr setzen möchten, stehen lhnen alle
Unterlagen einschließlich der Dokumentation des Verwahrungsbruch bei der hiesigen
Staatsanwaltschaft zur Verfi.igung. Die Dokumente sind kostenlos als PDF-Dateien von einem externen
Server zu laden, die Zugriffsberechtigung kann ich Ihnen auf Wunsch per e-Mail zukommen lassen.

M it ffeundlichen Grüßen
Cornelia Stöhr
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In dem Konkurseröffnu ngsverfahren
Fa. Störos Metallbau GmSH
-2N37/e6u.2N38/96-

rege ich an,

die Konkursanträge mangels eine den Kosten

cles Verfahrens entsprechende Konkursmasse

abzu'weiscn.

Die Masserrnzulänglichkeit ergibt sic.h aus folgendem,

Zunächst verwe ise ich auf meinen Bericht vom 25.10.1996. Dort hat-

te ich bereits angedeutet, daß die beiden zur Zeir meines Berich-

res in der Sache 2 N 24u'96 noch vorhandenen Kraftfahrzeuge keine

realisierbare Konku rs$lasse darstellen, Der PKW Mercedes-Benz mit
dem 'amtlichen Kennzeichen KB{D 87S ist nämlich zwischenzeitlich

vorn Finanzamt gepfändet vrorden.

Dr. Astrid Ernst
Rechtsanwältin

mit den Tätigkoitsschwe rpunkre n

l''lanoels- u, W rtsch aftsrecht
Gesellschaftsrecht
Wettbewerbsrecht
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[)e r: Opel it'lonterey mit ciern 'rmtlichen Kennzeichen KB-VP 95 har die

t)pel-Brrnk wegen den rücltständigen Finanzienrngsraren in BesiEz ge-

rlcrnrnen. Zwischenzeitlich 'vurde der Wert des Fahrzeuges geschärzt.

.\uss'eisii'-'h der in Kopie beigefügten

DAT-Schätzungsurkunde des Dipl..Ing. Dölken

vom 30.10. t996

beläuft sich der Händlereinkaufs* ert inclusive Mehrwerrsreuer auf

J.795,AC DM.

I)ieser relativ geringe \ffert hat seinen Grund rn der sehr hohen Ge-

samtfahrleistung des PK\f mit 187.C84 Kilometern und ferner in dem

äusgesProchen schlechten Allgerneinzustand. Einzelheiren ergeben

sich aus der Schätzungsurkunde. Selbst wenn man berücksichtigt,

daß der Händlerverkaufspreis über denr Händlereinkaufspreis liegr,
verbleibt im FalJe einer Verwertung des PKrü(/ kein Berrag, der aus-

reichen würde, die Verfahrenskosten zv decken. Allein die Opel-

Bank würde närnlich von einem Verkaufserlös rund 4.scO,OC DM für
lällige Finanzienrngsraren und Gebühren beanspruchen.

Nach, den Angaben von Hcrrn Stöhr steht der Störos Merallbau GrnbH
noch eine Forderurrg gegen eine in Billroda ansässige MRS GrnbH zu,
die sich per 31.12. 1995 auf 268.635,32 DM belaufen soll. Ich habe

diese vermeintliche Schuldnerin vorsorglich unter Frisrsetzung bis

zum 22,11.1996 zur Zahlung aufgeforden. Diese Schuldnerin har

sich jedoch nicht gerührt, was den Anschein erweckt, defl enrweder

die Forderung tatsächiich nicht rnehr besteht oder die vermeintli-
che Schuldnerin ebenfalls nicht in der Lage isr, zu zahlen.

Im übrigen konnte der mir von Herrn Stöhr Benannre Berrag auch

nicht auf seine Richtigkeit überprüft werden. Selbsr wenn die For-
derung bestünde, ist zv benicksichtigen, daß sie Höhe vCIn rund
227.QA0,0C DM an die Dredner Bank Filiale Marburg abgetreren ist.

Daß die Forderung tatsächlich noch besteht, erscheinr mir auch

deshalb fraglich, weil die Gerneinschuldnerin selbsr dieser Forde-

runB bisher nicht energisch nachgegangen ist.
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Die Gemeinschuldnerin hawe die Forderung gegen die MRS auch ein-

rnal bei der Hermes-Kredirversicherung abgesichert. Dieser Versi-

cherungsverrrag besteht jedoch nicht mehr, da er wegen Prämien-

rückständen seitens der Versicherungsgesellschaft gekündip wurde'

Sollrc also die Forderung tarsächlich bestehen und sollte die MRS

nicht zahlungsfähig sein, würde ebenfalls kein Betrag zur Konkurs-

rnasse fließen.

Irn Rahmen der Sequesrrarion war eine Einziehu;rg dieser verrneintli-

chen Forderung nichr möglich, insbesondere bestand ftir mich keine

Bereclrtigung, Klage zv e.rheben, Bezüglich dieser Forderung ist al-

so festzuhalten, daß lediglich die Aussicht besteht, daß die For'

derung vielleicht begründet sein könnte. Dies aber ist im Hinblick

auch auf die in Frage stehende Zahlungsfähigkeit der vermeintli-

chen Schuldnerin zv yä$e, urrr darauf die Hoffnung zv stützen, genü-

gend Masse ftir die Verfahrenskosten zu erwirtschaften.

Abschließend will ich noch über ein Ereignis berichten, das wegen

des Umstands, daß der Konkursan[rag abzuweisen ist, für das vor-

liegende Verfahren an Bedeurung verliert, vielleicht aber dem Ge-

richt eine neue Handhabe ftir das weitere Vorgehen gegen die Ge-

schäftsführerin liefen:

Die W erkshalle und die angegliederte Vohnung wercien über eine Hei-

zungsanlage rnit Wärrne versorgr. Die Heizöh'orräte sind aufge-

braucht. Da aus der Masse keinen finanziellen Miwel z.ur Verfügung

sranden, Heizöl anzukaufen, habe ich Frau Stöhr aufgeforden, auf

eigene Kosren Heizöl zu beschaffen, urh zumindest zu gewährleisten,

daß gelügend öt vorhanden isr, den Frostschutz z\t sichern. Ich ha'

be Frau Stöhr gleichzeitig angekündigt, daß ich dann, wenn sie

kein Heizöl tankt, das \ilasser aus der l-Ieizungsanlage ablassen muß,

um einen Frosratrfbruch zs verhindern, Fast erwartungsgemäß weiger-

re sich Frati Stöhr, Fleizöl zu ranken. Aufgrund meiner Ankündigung,

das wasser abzulassen, wußte sie, daß ich uun zum Ablassen des

Heizungs\vassers das Werksgebaude aufsuchen n'ürde' f)azu habe ich

mich am 26.11.1996 zurn \terkgelände begeben

i-.|,

J

:f



-4

ich harre mich don mit Herrn Stöhr verabreder, der über die tech-

nischen Kenntnisse für das Ablassen des Heizungswassers verfügt.

Frau Sröhr harte jedoch inzwischen sämtliche Türschlösser ausge'

wechseh, so daß nreine Schlüssel für die Verkshalle nicht mehr

auf mehrmaliges Klingeln reagierte Frau Stöhr nicht.

I

nwalt
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A nrtssericht Frankelr ber_e/Eder

z,Hd. derrr Direktor'
Geisnrarer Str.

3.i 066 irran kenbergi Eder

25. Januar 2009

Sehr geehrfe Darlen und Herren,

mit nteincrrr Schreiben vom i6. Dezember 2008, zugestellt durch EB Nr. RG 510371605DE wird Herr
[{echtsan*alt Martirr Errrst, Kanzlei Kalabis und Partner, Frankenberg/Eder mit seiner schriftlichen
Aussage 'v'onr 28. | 1.1996 zu Lasten des hiesigen Amtsgerichts konffontiert. Bis dato hat der Zeuge
seinen darnaligen Airsführungen nicht widersprochen oder sich anderweitig erklärt. Anlage l.
Von Seiten des Zeugen bedarf es ein hohes Maß an Sicherheit zu wissen, dass eine derartig
schrver rvieqende Ausfiilrrung ohne mögliche Konsequenzen bleiben wird, denn ein Gericht bzw. einen
Verfährensleiter schriftlich des wissentlichen Missbrauch der richterlichen Gewalt so wie des
rvissentlichen und schuldhaften Verstoß gegen den Verfassungsgrundsatz der richterlichen
[Jnabhängigkeit zu beschuldigen. ist sehr mutig. Siehe dazu das Zeugnis des Schreiben an das

.Arntsgericht Frankenberg/Eder vonl 28.11.19961D61195, Seite 3 Absatz 3 bezüglich der Suche einer
llandhabe gegen die Geschäftsliihrerin durch das Gericht/Bedienstete der Justiz. Anlage 2.

Ausgeherrd von dieser Situation und der Tatsache, dass das Zeugnis des Herrn Ernst wider dem Gericht
Restanclteil cjer Zivilprt-tz.essakten HRB 132 ist, und kein BediensteterderJustizbehörde sich gegen

clicse Ausliihrrrngen verwahrt. gehören verfassungsrechtlich bedenkliche Aktivitäten der Beamten des
h iesigen Arntsgerichts rnögl icherweise bis heute zum Alltagsgeschäft.

ZLi Lasten tlcs Anrtsgericht Frankenberg/Eder und dem seinerzeit zuständigen Dienststellenleiters kann
nc'ben derr vtircru,ähnterr Fakten hinzugefügt werden, dass auch die Anwaltskanzleien Mitze und Partner
soin,ie Rae l''ioren. alle Frankenberg/Eder, bedingt durch Akteneinsicht Kenntnis von dern Zeugnis des

[{errn F.rrist zu l-asten der hiesigen Justizbehörde haben und keinerlei Anstoß daran nehmen, dass die
.ltrstizlrearrlerr den ihnen vom Gesetzgeber zugestandenen Handlungsspielraum verlassen haben. Dieser
Aspekt karrn ais e in weiterer Beweis angeliihrt werden, dass die von Herrn Ernst bezeugte
Vorselrensr,,r:ise der Behörde gegen deutsche Staatsbürger als Normalität von den hiesigen Anwälten
arrgcsehe'n *'ir.l uncl sornit keinen Einzelfall darstellt.

lf inzu kornrnt. dass die F-rrtivicklung des Zivilprozess HRB 132 in derersten Instanzzweifelsffei belegt,
ciass dic Suche einer l"-landhabe gegen eine Zivilperson von Seiten der Behörde gewollt, initiiert und das

I-rgebr,is dcr Suche zur Begnindurrg einer ausgesprochenen Rechtsfolge lt. dem Beschluss 4 HRB 132

vor-ir i 4.-1.97 verwendet rvird. Dass der Verfahrensleiter tatsächlich die vermeintlich gefundene und von
derrr Zeuqen vorgetragene Flandhabe in der Urteilsbegründung aufgreift ist mehr als außergewöhnlich,
und bestärist ciie eingarrgs von Herrn Ernst bekundete straf- und dienstrechtlich zu überprüfende
llandlLrngsrveise des Gerichts/Beamten. Anlage 3.

Nr.rr der I-ornr halber soll an dieser Stelle erwähnt werden, dass die Voraussetzung für die Amts wegige
Flestellung eines Notgeschäftsführers nicht gegeben waren, da die GmbH unabhängig von der
Geschälisliihrerin von einer Prokuristin vertreten wird. Anlase 4.

Lbenlalls kann es als eine Be lastung des hiesigen Amtsgericht angesehen werden kann, dass der oberste
Dienstirerr in I(enntnis des Sachverhaltes, die rechtswidrigen Machenschaften der örtlichen Justiz
stiilschrveieend drrldct bzw. schiitzt. Offensichtlich liigt sich in diesem Zusammenhang ein weiteres
Incjiz e'in" dass rrach w'ie vor Willkürurteile der Verfahrensleiter am hiesigen Amtsgericht den

Ver^l'ahrcrisabsclrluss bestimnren und das hess. Justizministerium seit Jahren Kenntnis von dieser bis



heute üblichen Praxis hat. Mit dem Schriftsatz vom 14. Februar2006, A2.5002E12-VlBl -20061563-V
hier die Seite I letzter Absatz und die Seite 2 Absatz I versucht das Justizministerium einen Schutz ftir
das Arntsgericht in Frankenberg aufzubauen, der sehr ffagil ist. Tatsächlich dokumentieren diese
Ausführungen, dass der hiesigen Justizbehörde das uneingeschränkte Recht zugestanden wird
gerichtliclre Entscheidungen unabhängig von dem tatsächlichen und rechtlichen Sachverhalt lt. den
Prozessakten" so wie unabhäneie von der seltenden Rechtsordnuns und dem Grundeesetz bekannt zu

machen. Anlage -5

Es ftif lt ar"rf. dass der Beschh-rss des Oberlandesgericht 20 W 2lll98 vom 28. Mai 1998 weder von der
Präsidentirr des Olg Ffin noch von dem zuständigen Justizministerium beachtet wird, denn diese
Bekanntmachung rügt definitiv die Entscheidungen der Vorinstanzen. Anlage 6. Belastend fiir das

hiesige Arntsgericht ist auch. dass das Justizministerium aufgrund des bestätigten Aktenstudium
Kenntnis von dem Zeugnis des Herrn Rae. Ernst und den verfassungsrechtlich bedenklichen Aktivitäten
der.lustizbeamten hat. Nachfolgend wird diese rechtswidrige Amtshandlung in Verbindung rnit der
Amts wegigen Bestellung eines Notgeschäftsführers von dem Ministerialbeamten Henn Dr. Christ als
rnit der geltenden Rechtsordnung vereinbar dargestellt und die Ausfi.ihrungen rechtsunterzeichnet.
Dieser Freibrief für Willkürurteile am Amtseericht Frankenbere/Eder hat bis heute seine Gültiekeit.

Im Zusarnmenhang {tir die Erteilung eines Freibriefes für Willkürurteile am hiesigen Amtsgericht sei
noch au1- lblgencles hingewiesen:
Das hess. .f r-rstizministerium vermag keinen Rechtsfehler zu erkennen, dass die Urteilsfindung in dem
Verfahrerr llRB 132 seit der ersten Instanz auf der Basis der HRB 320 Akten des deutsch-russischen
Joint-venture erfblgt und der Notgeschäftsftihrer mit Kenntnis des hiesigen Amtsgericht sowohl lbzw.
c'ntweder ocjer die GmbH HRB 132 als auch die Firma HRB 320 verwaltet. Die Analyse der
Llrteilsbegründung einer.ieden Instanz in dem Verfahren HRB 132 beweist, dass die ausgesprochenen
Reclrtslblgen rveder der GmbH 132 noch der GmbH 320 zweifelsfiei zu zuordnen sind, lediglich das

Rubrum betriftt die Firma HRB 132. Anlase 7 und Anlase 8.

F.ntsprechend dem Mediengesetz habe ich im September 2008 die Präsidentin/den Präsidenten des

OLG F'fm und das hess. Ministerium der Justiz über die geplante Veröffentlichung des Schriftverkehr
vom | 4.2.2006 und anderen Akten inforrnierl. Es werden keine Einwände erhoben. dass die Dokumente
für.ieden tJser irn Internet von einen externen Server zu laden sind und eingesehen werden können.

Mit dern Hinweis auf die geplante Veröffentlichung soll lhnen die Möglichkeit gegeben werden zu

u,idersprechen. dass dem Arntsgericht Frankenberg mit dem Hinweis auf die Dokumentation in

Verbindung nrit rneinem heutigen Anschreiben von Seiten des hess. Ministerium der Justiz analog dem
Schriftsatz vonr 14.2.2006 das Recht zu erkannt wird, Zivilprozesse unabhängig von der geltenden

Rechtsorclnung abzur,vickeln. und dass die Dokumentation der Amtspflichtverletzung im
Zusamnrenhang rnit derrr Zivilprozess HRB 132, hierdie verfassungsrechtlich bedenkliche Suche und
Verwefluns einer Handhabe gegen einen deutschen Staatsbürger und zu Lasten eines

Veri'airrensbeteili{rten. eine einmalige Zuwiderhandlung der hiesigen Justizbehörde/Beamten darstellt.

Sof-ern Sic als Dienststellenleiter des AG FrankenberglBder sich nicht gegensätzlich zu den

Ausfiihrunge n des hess. Ministerium der Justiz vom I 4.2.2006 Az.: 5002 El2 -V 18l-20061563-V, hier
die Seite I und 2 Absatz. I in Verbindung rnit der Dokumentation meines heutigen Anschreiben äußern

möchten, i.r,ircl diese Entscheidung als eine Bestätigung aufgefasst, dass die hiesige Justizbehörde nach

wie vor verfässungsrechtlich bedenkliche Aktivitäten sowie straf- und dienstrechtlich relevante
I-{andlungen rnit Kenntnis des obersten Dienstherrn zum Nachteil der deutschen Staatsbürger und
Vcrlahrenbetei I i eten entwickelt.

Den Fringang rneines Schreiben bitte ich unabhängig von lhrer Stellungnahme zu bestätigen. ftir eine

'uveitertiihrende Erklärung habe ich eine Frist bis zum 27.Mär22009, Eingang bei mir, vorgemerkt.

M it freundl ichen Grtifjen
Cornelizi Stöhr



Anlage I Schreiben an Herrn Rae Ernst vom 16.12.2008
2 Zeugnis des Rae Ernst vom 28. l1 .l996lD6lDl95
3 Beschluss 4HRB 132 vom 14.4.91
4 Urkunde der Prokura 45196

5 Schreiben des hess. Ministerium der Justiz vom l 4.2.2006 Az.: 5002 E2-V lBi-2006l563-V
6 Beschluss des OLG Ffin 20 W 211l98 vom 28.5.1998
7 Auszug aus der HRB 320 Akte des deutsch-russischen Joint-venture, letzter Aktenvermerk
8 Schreiben der Präsidentin des OLG Ffin vom 20.10.1998 Az.343ll-76198
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Amtsgericht Frankenberg (h iler)
(ieismarer StraSe 22 (Pl.Z l5{.16))
Tefetbn: t0 ff 5l ) 12. 61-0

;::,::.;'# :;äl,1.ft Franken berg :

Volksbank !;crnkeuherg 103q91 I (BI"Z 533 9l 2 0O)

PoüIang:trfifrt: Arntsgericht"Geismaref Straße 22"35060 l'rantennerg (gtle4

Aktenzeichen
FIRB I'32

Datum 14. April L997

Beschluß

In der Hand.elsregi-sterseche betreffend die Firma "Störos Metail-
bau GmbHr' , Rcd.aer Straße ! t 3 5119 Rosenthai. ,

'.ri rd auf Antrag des Gläi;big.:rs Kurt Stohr, Lindenrain L3 , 35119

Rosenthal , vertreten durch R.echtsanwalt Floren n Frankenberg 
o

i:err R-echtsanwalt Hartrnut, li.I,{j-lze, Jahnstraße L2 , 35066 Franken-
berq zum NoLgeschäftsführer und Liquidatcr der GinbH bestimnt. Er
hat Allej-nvertretungsrecht .

GrünCe

We";en der Eeqründunq aes Äntraqs wj-rc auf cie AnLräge vcTn 3 "

-2 . l')97 und ri " 3 . L997 Bezug cxenorlmen.

Der Antrag auf tsestetlunq eines Liquidators ist cena$ den !i {j., l

2 ii , 4s BGB beqrüi:,uet . rr"rail Cornel-ia Scöhr isr na.ch ier iinerzeu--
qt-ii"tg ies Gericnts zLir lei'r nir:;:.t in der Lage, Cie Geqchäf-i:e ier
Fir:'na t:st:rcs i;Ietallb;iu GinbH?' zu führen" Des ergil:;, slch aus rt.rti
;::nh.orun(;en der Gescnä:ft,siährerin bel L:ericht scw'i e aus ät:ä,

Ber'-iciit des vof,l Gericht e'i ngese'lzten Seguesters. Da die Gesei:-.-

scirait f orneil noch nicnt aufgelost ist, hat das Gericht de:r

Licxr.liaatcr zunächst ais *ictseschäf tsf uhrer bestel- lt "

Frankenberg, den 14 . April L997

Aintsgericht
Dr.Hausmann,Richter

Ausgref ert ig
gnnprg, den({
>[/
A[,Ä",G,

I
es'.Amtsgeric

It
Frank

UrkunCsb
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chäftsstel 1e

b
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Hessisches Ministerium der Justiz

Frau
Cornelia Stöhr
Zum Estenberg 6

34516 Vöhl-Buchenberq

Aktenzeichen:
s002 Et2- v/Bl - 2006/563 - V

Bearbeiter. Merz

Tclclbn: (061 l) 12 2756

Telclax. (061 l)32 9l 2756

E-Mai I : christian. nrerz(qhnrdj. hesserr.de

Datur.u: 14. Februar 2006

HESSEN
E
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"'::ltt;i-'l'!:i:il
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lhre Eingabe vom 15. Dezember 2005 an die Hessische Staatskanzlei

Mein Zwischenbescheid vom 18. Janua,r 2006 (5002 Elz - V/Bl -20061563 - V)

Sehr geehrte Frau Stöhr'

die Präsidentin des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main hat mir unter Beifugung der

einschlägigen Vorgänge in Ihrer Angelegenheit wie folgt berichtet:

,,Bezutg nehmend auf'Ihren Erlass vom lB. Januar 2006 überreiche ich als Anlage

die hier entstandenen Vorgänge, alts denen sich der Schri/twechsel mit Frau Stöhr

ergibt.

Frau Cornelia StAhr machte mit Schreiben vom 7. 2. 2002 Amtshafiungsansprüche

geltend. Die Anspruchstellerin, die Geschä/isführerin und alleinige GesellschaJte-

rin der Störus Metallbau GmbH war, war und ist der Au/fassung, die Bestellung ei-

nes Notgeschäftsführers.für diese Gesellschaft sei auf einer unzulänglichen tatsäch-

lichen Grundlage e1folgt. Sie grefi die Entscheidung des Amtsgerichts - Register-

gericht - Frankenberg/Eder vom 14. 4. 1997 und die.folgenden Entscheidungen in

clen Beschwerdeverfahren an und versucht mit stöndig wechselnden Argumenten al-

le diesbezüglichen Entscheidungen als.falsch und amtspflichtwürdig darzustellen"

ir5 ltJfr t,Vre:;lr.ttien L,rri:'cir:;lliflc '1 3
folr:f.rn i(.rfi I 1 i lill (l

l1:;lr-:f;1.'. i(lti I '1 r ')'i-'.. / t-:3

i l,l;til i;it:;t:.1cllt1,'t,ltrltr11 it,



-2-

Die Entscheidung des Amtsgerichts Franlcenberg/Eder zLtr Einsetzung eines l{otge-

schäftsführers ist durch die Instanzen bestritigt worden. Eine Prüfung hat ergeben,

dass diese Entscheidungen in keinster Form zu beanstanden sind. Ich verweise

diesbeztiglich auf'Bl. 7I /72 sowie Bl. B7/BB d.Vorgangs.

Frau StAhr hat jeweils die hiesigen Schreiben nicht akzeptiert und remonstriert.

Daraufhin wurde ihre Eingabe vom 2. 4. 2004 erneut überprüft und mit hiesigen

Schreiben vom I5. 4. 2002 (Bl. 104 d. Vorgangs) beschieden.

Frau StAhr hat darau./hi, Prozesskostenhilfe.fiir eine Amtshaftungsklage gegen das

Land Hessen beantragt, die vom Landgericht wegen .fbhlender Erfblgsaussicht zu-

rückgewiesen wurde.

Hiergegen hat sie Rechtsmittel eingelegt, das durch Beschluss des Oberlandesge-

richts Frank/urt am Main - l. Zivilsenat - vom 22. 5. 2003 beschieden wurde. Auf

den Beschluss (Blatt 105 - I I5 d. Vorgangs), der nochmals die gesamte Angele-

genheit affirbeitet und die Handelsregisterakten des Amtsgerichts Franken-

berg/E der auswertet, wird verwies en.

Frau Stöhr hat auch diesen Beschluss nicht akzeptiert, sondern mit Fax vom 22. 9.

2003 erneut Amtshaftungsansprüche geltend gemacht (Bl I16 J'd. Vorgangs). Da-

bei stellt Frau Stöhr jeweils erneut darauf ab, dass die ursprüngliche Entscheidung

zur Bestellung eines Notgeschäftsfiihrers .fehlerhaft gewesen sei. Je nach Bedarf'

versucht sie sodann, Entscheiclungen, die in Überprüfüng der ursprünglichen Ent-

scheidungen ergangen sind, als amtspflichtverletzende Ma/Snahmen darzustellen.

Ihr Schreibenvom 22.9.2003 ( Bl II6 /J) wurde durch das hiesige Schreibenvom

7. 10. 2003 (Bl. 146 /) beantvortet.

Hiergegenrichtetsichdas FaxvonFrauStöhrvom 15. 10.2003 (Bl. 149.f ). sowie

vom 7. 12.2003 (Bl. 155.f).

Diese Eingabe vom 7. 12. 2003 wurde mit hiesigem Schreiben vom 22. 12. 2003

(Bl. 167 f d. Vorgangs) beantwortet.

Die Entscheidungen des 20. Zivilsenats betreffen jeweils die Handelsregistersa-

chen. Amtspflichtverletzungen der Mitglieder des 20. Zivilsenats sind nicht ersicht-

lich. Ergänzend wurde mit Schreiben vom 22. I. 2004 (Bl. 176 d. Vorgangs) nach

Einsicht in die Handelsregisterakten Stellung genommen" Frau Stohr hat auch die-
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,-4 r 3/eB
LG Marburg
4 HRB l-32

AG Frankenberg/Eder

OBERLANDESGERICHT FRANKFURT AM MAIN

BESCHLUSS

In der HandelsregisLersache

d.er am 23. März 1998 wegen Vermögenslosigkeit im Handelsregister
gelöscht,en Störos Metal- Ibau Gesel I schaf t mit. beschränkter Haf -

Lung,

hier beteiligt.:

Frau Cornelia Stöhr, Lindenweg
Gesellschaft.erin,
Beschwerdeführerin

t2, 345L6 Vöhl-Buchenberg,
f rühere Geschäf t s f ührerj-n,
und weiLere Beschwerdeführerin,

hat d,er 2A . Z:-ilsenat des Oberl-andesgerichts FrankfurL am Main

auf die weitere Beschwerde der Bet,eil igten gegen den Beschluß de

Landgerj-chts Marburg Kammer für Handelssachen
vom 4. Mai t997
am 28. Mai 1998 i

beschloss€o:

Der angefochtene Beschluß wird
aufgehoben.

Die Sache wird z:ur neuen Prüfung
und Bntscheidung an das Landgericht
zurückverwi-esen .

AVR 60
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Grti:rde :

Die zulässige weitere Beschwerde hat in der Sache in dem aus der

Beschlußformel ersichtlichen Umfang Erfolg.

Das Landgericht hat übersehen, daß die am 23. März 1998 vol-Lzo

gene Löschungsverfügung des Amtsgerichts vom 18. März 1998 (ef

325 des Hauptbandes fII der RegisterakLen) nicht selbständig
anfechtbar ist und daß Einwendungen gegen die Löschung AnIaß zu

der prüfung geben, ob der Löschungsvermerk von Amts v\regen zLL

Iöschen ist.

Für das weitere Verfahren weisL der Senat darauf hin, daß eine

amt.swegige Löschung einer gemäß S 2 Abs. 1 LöschG vollzogenen

Löschung einer GmbH nach S L42 FGG von Gesetzes wegen mögtich

ist. Sie kommt aber nur bei Verletzung wesentlicher Verfahrensvc

schriften in Betracht und nicht schon dann, wenn sich naehLräg-

lich heraussLellt, daß die Gesellschaft noch über Vermögen ver-

fügt (vg1 . den Senatsbeschluß 20 w 359 /gA = olc-Report. Frankfurt

IggT , ZSg = BB tg97 , 2077 = ö*Ugn LggT , 1004 = N,.}W-RR 1998, 6L2 i

vg1. auch BayObLG BB tggT , 1555 = DB L997 , 2OL5 = GmbHR I99'/ '

1003 = BayOblG-Report LggT , 62 i OLG Hamm NJW-RR L993 , 547 = DB

tgg3, 2:- 8 = GmbHR Lgg3, 2g5 = Rpfleger Lg93 , 286; SchoLz/

K.Schmidt cmbHc 8. Aufl. Anh. s 50 Rn. 23; Hachenburg/vL-

mer GmbHG 7. Aufl. s 50 Anh. Rn. 29; Rowedder/Rasner GmbHG 3.

Auf 1 . Anh. nach S 60 Rn. L4 ; Baumba c]n/ Schu1 ze-osterloh GmbHG 16

Auf 1. Anh. S 60, S 2 Rn. 8) .

Das Landgericht wird daher prüfen müssen, ob das Löschungsverfal

ren wesentliche verfahrensfehl-er aufweist und ob die BehaupLung'

6er Bet,eiligten über vorhand.enes vermögen, mit denen sich das

Landgericht bisher nicht auseinandergesetzt hat , zt|Lref f en -
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Nach der Akt'enlage kann der senat wesentliche verfahrensfehler
nicht ausschließen. Fehrerhaf t könnt,e sein, daß das Amtsgericht
die Löschung verfügt hat, ohne vorher über den lrlid.erspruch der
Beteiligten gegen die Absicht der Löschung zu ent,scheid.en (vg1 .

dazu die ss 2 Abs. 2 satz 3 LöschG , L4! Abs. 3 und, 4 FGG) .

Mit' verfügung vom 6. tvtärz ] g9'l , die der Bet,eiligten am 12 . März' 1997 zugestellt wurde, hat der Registerrichter die Absicht mit.ge
teilt', die Gesellschaf t wegen vermögensl-osigkeit zu 1öschen (er.
38 und 62 des Hauptbandes rr der Registerakt.en) . GleichzeiLig he
er der Bet,ei l- igten eine Frist, von einem Monat f ür die Einl-egunq
e j-nes widerspruchs gegen die Löschungsabsicht geset zt .

Nach d"r gesamten Aktenlage drängt sich der Eindruck auf, daß di
Beteiligte von Anfang an mit, der Löschung der GeselLschaft weger
vermögensl-osigkeit nicht einverstand.en hrar. Darüberhinaus hat si
in diversen schreiben behauptet, daß die Gesellschaf t noch über-vermögen verfüge. Dies reicht grundsät.zrich für die Annahme aus,
daß die Beteiligte der Löschung der GeseLlschaft wegen vermögens
l-osigkeit, widerspricht, zumal der Widerspruch gegen die Löschung
absicht nur mit dem vorhandensein von Vermögen begründet werden
kann.

Dessenungeacht'eL könnte ein wesentl icher verf ahrensf ehl-er auch
darin liegen, daß das Registergericht vor d.er Löschungsverfügung
keln neues Verf ahrens nach S 2 Abs . 2 LöschG eingeleit,et hat .

Bereits die gerichtliche Bestimmung des Notgeschäftsführers und
Liguidators vom 14. April rggT (ef . G3 d.es Hauptbandes rr der
Regist'erakten) kann als Aufgabe der Löschungsabsicht aufgefaßt
werden; denn für eine sol-che gerichtliche Maßnahme ist kein Raum
wenn das Amtslöschungsverfahren nach S 2 LöschG betrieben wird..

Hier kommt hinzu, daß die Gesellschaft bei Einleit.ung d.es
Löschungsverf ahrens im März L997 of f ensicht,l ich noch über vertel
bares vermögen verfügte. Der Not,geschäftsführer und Liquidator
hat am 5 - Februar 19 9I d.as zum Vermögen der Gesel- l- schaf t gehören
de im Grundbuch von Rosenthal- Band 3 o Blatt, 959 einget,ragene
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rundstück, FIur 33 F1urstück 22 Land.wirtschaf tliche Fl-äche 2. Bt{
qm groß, r4eräqßert (Grundstückskaufvertrag UR 43 / 199g d.es Notars
.Eckhardt, Jung in Frankenberg/Eder Kopie 81 . 323' d.es Haupt,band.er
III der Registerakten) . Bis zu dj-eser Veräußerung ]agen die Vor_
ausse,Lzungen für eine Löschung \degen Vermögenslosigkeit zweif ets
frei nicht, vor

Für das weitere Verfahren weist der Senat auch darauf hin, daß e
heute der allgemeinen Meinung ent,spricht, daß die prüfung der Vo
aus'setzungen für die Löschung einer Gesellschaft wegen Vermögens
l-osigkeit nach dem Löschungsgesetz im Rahmen der Amtsermittlungs
pflichten (S 12 FGG) besonders sorgfältig zu erfolgen hat (vgl.

, zul- etzt OLG Düsseldorf BB L996 , 26L7 = ZTp LggT , 2OI = DB L997 ,

87 = GmbHR 199'7, 131 = FGPrax 1,997, 35 = Rpfleger Lg97, I7L =
OLG-Report Düsseldorf t997 , 113 ) . Bereits geringes Vermögen kann

' der Lösehung entgegenstehen (vgI. dazu BayOblG BB Igg4, 446 = zI
L984, 450 = GmbHR 1985, 54 sowie die Senatsbeschlüsse 20 w I47/B
= ZIP 1983, 31-2 = GmbHR 1983, 271- = BB 1983, 42Oi 20 W 770/82:
zrP 1983, 309 = GmbIlR 1983, 3"03 = BB 1983, 420; 20 W 263 / gz =
OLGZ 1993, 35 = DSLR L992, 1331 = GmbHR 1992,618 = DB Lgg2,1B7
= BB t992, 1823 = NJW-RR L992,1451 = Rpfleger t993,115; Scholz
K-Schmidt, aao Anh. S 50 Rn. 11; Hachenburg/U1mer aao S 50 Anh.

.-Rn. 15; Rowedder/Rasner aaO Anh nach S 60 Rn. 10; Baumbach/Schul
ze-Ost'erloh aaO Anh S 50 S 2 LöschG Rn 2) . Maßgebend ist allein,
ob noch Vermögen vorhanden ist, das der Verteilung (an G1äubiger
oder Gesell-schafter) unterliegt.

Ruhl-

Richter
'am Oberlandesgericht

Dit,trich
Richterin
am Oberlandesgericht

Piorreck
Ri chter
am Oberlandesgericht
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Oberlandesgericht
Die Präsidentin

Frankfurt am Main

Zeil 42 (Gebäude D ' PLZ 603131
Telelon: (O 69) 13 67-O1
Telex:416878 gstaf d'
Telefax: (O 69) 13 67-2976

P_qstqqsehril!-Oberle4_desgerie-b_t : Pqstlashlp Ot 0t ' 6000t Franffm

Aktenzerchen (Btlte stets angeben):

34311-7 6tg8.
A Nebenstelle

22 45
Datum

20.10.1 998

Fra u
Cornelia Stöhr
Lindenweg 12

3451 6 Vöhl-Buchenberg

Amtshaftungsanspruch aus dem einstweiligen Verfügungsverfahren
Störos Metattbau & Co GmbH .1. Stöhr - 1 C 294197 - AG Franken-
berg-Eder

Sehr geehrte Frau Stöhr,

lhr Schreiben vom 09.10.1998 habe ich erhalten. lhre Zweifel an einer wirksamen
Zustellung des Versäumnisurteils vom 09.O5.1997 teile ich, da Rechtsanwalt Mitze
nur zum Liquidator der Firma Störos Metallbau GmbH bestellt war, nicht jedoch für
die Antragsgegnerin des betreffenden Verfahrens, die Firma Störos Metallbau & Co

GmbH.

lch habe diese Bedenken mit gleicher Post dem Amtsgericht Frankenberg mitgeteilt,
welches zu überprüfen haben wird, ob die Zustellung des Versäumnisurteils wieder-
holt werden muß.

Vorsorglich weise ich darauf hin, daß Sie in dem einstweiligen Verfügungsverfahren
lhre Bevollmächtigung für die Firma Störos Metallbau & Co GmbH zwar behauptet,
aber nicht nachgewiesen haben. Dies ist jedoc,h eine andere Frage, die mit der Fra-

ge, ob das Versäumnisurteil wirksam zugestellt ist, nichts zu tun hat.

Mit freundlichen Grüßen
lm Auftrag
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.E \4tt

9 $#-'
(+- 4

bigt



Amtsgericht Frankenberg (Eder)
- Der Direktor -

Amtsgerrchl Frankenberg (Eder) - Der Dtrektor -

Geisnrarer Siraße 22. 35066 Frankenl)erg (Eder)

Frau
Cornelia Stöhr
Zum Estenberg 6
34516 Vöhl

Aktenzeichen: -313E-

Dst.-Nr.: 0311

Bearbeiter/in: Frau Feisel
Durchwahl: 06451-7261-16
Fax: 06451-7261-44
E-Mail: verwaltung@ag-frankenberg.justiz. hessen.de

Datum: 29.01.2009

Sehr geehrte Frau Stöhr,

aus lhrem Schreiben vom 25.01.2009 ergibt sich, dass Sie nicht in der Lage sind, die in

lhrer Angelegenheit ergangenen gerichtlichen Entscheidungen zu akzeptieren, obwohl

alle lnstanzen lhrer Argumentation nicht haben folgen können.

Soweit Sie der Justiz Willkür, Machenschaften und verfassungsrechtlich bedenkliche

Aktivitäten vorwerfen, ist lhre Ansicht derart abwegig, dass sich eine sachliche Diskussion

darüber verbietet.

Da die Angelegenheit abgeschlossen ist, wird es hierzu keine weiteren Briefwechsel

geben.

\,\.\

D-35066 Frankenberg (Eder) . Geismarer Straße 22
Telefon (06451) 7261-0 . Telefax (06451) 7261-44
E-Mail: verwaltung@ag-frankenberg.justiz.hessen.de'www.ag-frankenberg.justiz.hessen.de

Die Einreichung elektronischer Dokumente ist in den zugelassenen Verfahren möglich, siehe

http://www.ag-fran kenberg.j ustiz.hessen.de
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Gornelia Stoehr

Von: "Cornelia Stoehr" <corneliastoehr@hotmail.de>
Datum: Donnerstag, 5. Februar 2009 12.15
An: <verwaltung@ag-frankenberg.justiz. hessen.de>
Betreff: lhr Schreiben vom 29.01.09, Az.: 313E

Sehr geehrter Herr Timm,
sehr geehrte Frau Feisel,

dankend habe ich lhr vorgenanntes Schreiben erhalten und erlaube Sie auf folgendes hinzuweisen.

a. Gegenüber den Behörden trete ich als -Rechtsinhaber- auf, um Akteneinsicht und andere Dokumente
zumZwecke der'r/eröffentlichung des Sachverhaltes -Störos- problemlos zu erhalten, weitergehende
persönliche Anliegen anzubringen sind definitiv nicht die Zielsetzung.
b. Die Veröffentlichung wird begleitet von zwei weiteren Fachjournalisten, so dass meine Anschreiben die
Fragestellungen beinhalten, die eine fach- und sachliche Hinterfragung des Sachverhaltes auf der Basis
der geltenden Rechtsordnung rechtfertigen.

In diesem Zusamnnenhang r^nöchte ich Sie noch einmal darauf hinweisen, dass
c. der lhnen bereits übersandte OlG-Beschluss 20W 211198 ein Rüge an das hiesige Amtsgericht darstellt
und lhren Ausfuhrungen entgegen steht in allen Instanzen seien die Urteilsfindung bestätigt worden.

d. lhnen ist auch das Schreiben der Präsidentin des OLG Ffm aus dem Jahr 1998 in Kopie zu diesen
Akten gereicht w,:rden. hier wird bestätigt, dass das hiesige Amtsgericht die beiden Firmen venvechselt.

e. lch habe lhnen auch den Aktenvermerkvom Dezember 1998 (Akte4HRB320) in Kopie überreicht, der
vom hiesigen Anrtsgericht, einem Rechtspfleger, eingetragen worden ist und die Venruechslung der beiden
Firmen von Amts wegen zvvetfelsfrei belegt.

An dieser Stelle rnöchte ich hinzufügen, dass es unverständlich erscheint, warum Sie sehr geehrter Herr
Timm als erkennender Richter am hiesigen AG die Dokumente der Punkte c bis e nicht in der Lage sind
zu interpretieren und sich ar-rf Urteile in allen Instanzen berufen, jedoch den Beschluss 20W211/98 in
Kenntnis der erteitten RüEen wissentlich verleugnen.

Bis hersehe ich noch keineVeranlassung lhren Schriftsatz vom 29.1.09 an mich zurVeröffentlichung frei
zu geben, weil ich lhnen nach wie vor die Option einer qualifizierten Stellungnahme bis zum 27.März 2009
offen halten mochte

Mit freundlichen Grilßen
Cornelia Stöhr

05.02.2009
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Cornelia Stoehr

Von: <Veru,ualtung@AG-Frankenberg.Justiz. Hessen.de>
Datum: Donnerstag, 5. Februar 2009 12'.41
An: <corneliastoehr@hotmail de>
Anfügen: ATT0002B.txt
Betreff: Gelesen: lhr Schreiben vom 29.01.09, Az.: 313E

Your message

To: Verwaltung AG-Frankenberg
Subject Ihr Schreiben vom 29.01 .09, Az.:313E
Sent: Thu, 5 Feb 2009 L2.I5:46 +0100

was read on Thu, 5 Feb 2009 L2.4t:02 +0100

05.02.2009


